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8. Ausgabe



rungsantrag zur Grundsteuer ein, 
der bereits im Land Dank CDU 
und SPD dreimal im Landtag ab-
gelehnt wurde. Wir nennen das 
Veräppelung der Frankfurter Bür-
gerschaft.

Bei namentlicher Abstimmung 
ging der Antrag mit 22 Ja (u. a. 
Déseré Schrade und Matthias 
Steinfurt) und 17 Nein sowie 3 
Enthaltungen durch. Dagegen 
stimmen AfD und FDP komplett 
dagegen, Wolfgang Welenger 
(Linker),Tilo Winkler (CDU) und 
Uwe Henning (FBI) stimmten 
ebenfalls dagegen. Dazu gab es 
noch Enthaltungen von der CDU, 
Linke und Grünen. 

Hier ist klar erkennbar, wer es mit 
den Frankfurter Bürgern ernst 
meint. Wir meines es ernst!
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GRUND(S)TEUER

Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes löste eine Neu-
berechnung der Grundsteuer aus. 

Leider führte es dazu, dass Ei-
genheimbesitzer, die Häuser 
nach 1990 bauten oder kauften 
nun massiv mehr Grundsteuer 
jährlich bezahlen müssen. Ein 
Beispiel aus Frankfurt (Oder):

Bisher zahlte eine ganz normale 
Familie mit zwei Kindern 148,00 
Euro für ein  freistehendes Einfa-
milienhaus am Frankfurter Stadt-
rand 
(700 m² Grundstück, 138 m² Wohn-
fl äche und Baujahr 2004). 

Nach der sog. Grundsteuerreform 
zahlt die Familie jetzt 935,00 Euro 
im Jahr. Viele sprechen von einer 
neuen Vermögenssteuer oder 
Enteignungssteuer. Denn die-
se hohen Steuerbescheide sind 
kein Einzelfall. Es steckt eine 
Systematik dahinter, die demo-
kratischen Parteien resp. der Ge-
setzgeber will, dass Hausbesitzer 
massiv mehr Grundsteuer zahlen 
sollen. Es trifft im Wesentlichen 
die Mittelschicht, die sich aus 
versteuerten Einkommen Häu-
ser gebaut haben. Auf die Bau-
leistung haben sie auch noch 
19 % Mehrwertsteuer und 6,5 % 
Grunderwerbssteuer gezahlt. Das 

nennen wir Steuerwahnsinn. 

Nicht genug, dass die Finanz-
ämter die Steuermeßzahl mas-
siv erhöhten, um dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zu 
genügen, unsere Stadt erhöh-
te unter der Akzeptanz der CDU, 
SPD, Grüne etc. den Steuerhebe-
satz von 480 % auf 608 %. Nicht 
nur, dass fast alle anderen Ge-
bühren und Steuern in Frank-
furt massiv angehoben wurden 
– auch ein AfD-Kompensations-
vorschlag wurde durch CDU, SPD 
etc. abgelehnt. Wir wollten, dass 
der sog. Hebesatz nicht von 480 
% auf 608 % ansteigt. Das wären 
ca. 1,6 Mio. Euro weniger für die 
Stadtkasse gewesen.  Als Gegen-
fi nanzierung wollten wir ca. 4,1 % 
bzw. 1 Mio. Euro vom Kulturetat 
(die Stadt gibt 24 Mio. Euro jähr-
lich aus) streichen und die Auf-
lösung der städtischen Gesell-
schaft namens ICOB einleiten. 
Die Stadt gibt dort rund 600.000 
Euro jährlich an Steuermitteln 
aus. Der Erfolg der ICOB ist mäßig. 
Die ICOB beschäftigt sich mit der 
Wirtschaftsförderung, aber der 
Nutzen ist zumindest fragwürdig.  
Auch die Stadtverwaltung selbst 
hat eine Wirtschaftsförderung, 
die wir durch Zentralisierung und 
Synergieeffekte effi  zienter ge-
stalten wollen.  CDU, SPD etc. 
lehnten unseren Antrag ab. Statt-
dessen brachten sie einen Ände-
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